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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Hüser, Frau Vennegerts und der Fraktion DIE GRÜNEN 


zur Erklärung der Bundesregierung zur künftigen Regierungsarbeit 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, die beabsichtigte Ab- 
schaffung der Quellensteuer zu verbinden mit einer gesetzhchen 
Regelung, die eine vollständige und gerechte Besteuerung von 
Zinseinkünften gewährleistet. Dazu gehört insbesondere 

— die Einführung von Kontrollmitteüungen der Banken an die 
Finanzbehörden über geleistete Zinszahlungen, 

— die ersatzlose Streichung des Bankenerlasses in der Abgaben- 
ordnung, 

— die Abschaffung der Amnestieregelung bei der Nacherklärung 
von Zinseinkünften, 

— eine merkliche Anhebung der steuerhchen Freibeträge bei 
Zinseinkünften. 

Bonn, den 26. April 1989 

Hüser 

Frau Vennegerts 

Dr. Lippelt (Hannover), Frau Oesterle-Schwerin, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 
Begründung 

Das Ziel, bei der Besteuerung von Zinseinkünften für mehr 
Steuerehrlichkeit und -gerechtigkeit zu sorgen, besteht unverän- 
dert. Der Bundesrechnungshof hat wiederholt die verbreitete 
Steuerhinterziehung in diesem Bereich und die Untätigkeit der 
Bundesregierungen gerügt. 

Allein die Einführung von KontroUmitteilungen kann dieses Pro- 
blem zufriedenstellend lösen. Derartige KontroUmitteilungen gibt 
es bereits in verschiedenen anderen Industriestaaten; auch in der 
Bundesrepubhk Deutschland sind sie nicht unbekannt, wenn es 
um soziale Transferleistungen geht. Die EG erwägt eine einheit- 
liche Einführung von Kontrollmitteüungen. 

Der Bankenerlaß - inzwischen in der Abgabenordnung veran- 
kert - untersagt den Finanzbeamten Ermittlungen bei den Kredit- 
instituten und enthält sogar eine Strafandrohung. Er ist daher eher 
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als Beihilfe zur Steuerhinterziehung denn als Beitrag zu mehr 
S teuer ehrlichkeit zu werten. 

Die Amnestieregelung für Steuerhinterziehung bei Kapitalein- 
künften sichert nicht nur Straffreiheit, sondern auch den Erlaß der 
hinterzogenen Steuern zu. Dies ist rechtlich und moralisch untrag- 
bar. Nicht ohne Grund ist diese Amnestiebestimmung bereits von 
zwei Finanzgerichten als verfassungswidrig angesehen und dem 
Bundesverfassungsgericht zur Entscheidung vorgelegt worden. 
Das steuerrechtliche Instrument der „tätigen Reue" reicht aus. 

Eine Anhebung der Freibeträge dient dazu, eine gewisse finan- 
zielle Rücklage bzw. die daraus fließenden Erträge steuerfrei zu 
lassen. 

Auch bei einer deutlichen Erhöhung der Freibeträge wird sich bei 
einer Einführung von Kontrollmitteüungen durch dann erfolgende 
vollständige Besteuerung der Zinseinkünfte eine letztlich erheb- 
liche positive Wirkung für den Bundeshaushalt ergeben. 
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